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Die vierte Ohnmacht? 
«Unser kleines Fürstentum macht eine 
kuriose Ausnahme von allen Herren 
Ländern ringsherum, wo überall Zei-
tungen und Blättchen herumfliegen wie 
ägyptische Heuschreckenschwärme …
Aber eine Zeitung ist nun einmal Mo -
de.» So beschrieb im Jahr 1876 Hof -
kaplan Johannes Fetz – mit etwas  
Selbstskepsis – in der ersten Ausgabe 
des «Volksblatts» die Beweggründe für 
eine Zeitung in Liechtenstein. Zeitun-
gen haben sich jedoch als mehr nur eine 
Mode erwiesen. Medien sind eine wich -
tige Stütze einer funktionierenden 
Demokratie. 

Bis vor mehr als zwei Jahren war der 
winzige Medienmarkt Liechtenstein, 
trotz aller Mängel, mit zwei Tageszei-
tungen, einem öffentlich-rechtlichen 
Radio, einem Fernsehkanal und weite-
ren Print- und Onlinemedien gut ver-
sorgt. Seit der vergangenen Woche sind 
mit dem Niedergang des «Volksblatts» 
und von Radio Liechtenstein zwei der 
drei grossen tagesaktuellen Medien ver -
schwunden. Das «Vaterland» bemüht 
sich darum, eine Forumszeitung zu 
sein, die VU ist aber immer noch die 
Eigentümerin der Tageszeitung. Die 
FBP hat bereits angekündigt, sie könne 
sich bei ihrer Kommunikation nicht 
mehr auf die Massenmedien stützen, 
denn es gebe diese praktisch nicht 
mehr. Im Koalitionsvertrag sprechen 
die beiden Parteien gleichwohl davon, 
ein mediales Service-Public-Angebot 
zur Verfügung stellen zu wollen. Die 
Medienförderung für Medienunterneh-
men ohne öffentlichen Leistungsauftrag 
wurde Ende vergangenen Jahres ange-
passt. Diese muss sich erst noch bewäh-
ren. Bisher wurden viele Probleme mit 
Fördermitteln zugedeckt, ohne die 
erhoffte Wirkung zu haben. 

Verlässliche und relevante Informatio-
nen sind der Nährboden der Demokra-
tie. Die gegenwärtige Diskussion um 
eine Medienpolitik spiegelt diese Be-
deutung nicht. Vielmehr stehen Schuld-
zuweisungen und Vorschläge im Vor-
dergrund, die häufig nicht auf einer 
Analyse der grundlegenden Probleme 
beruhen. Neben der Kleinheit des Me -
dienmarktes stehen die traditionellen 
Medien vor der Herausforderung der 
Digitalisierung, was eine veränderte 
Medienproduktion, Nutzung und eine 
Verschiebung der Werbeeinnahmen mit 
sich bringt. Gleichzeitig ermöglicht die 
Digitalisierung auch Chancen. Medien-
politik sollte die Meinungsvielfalt und 
die Qualität des Journalismus technolo-
gie- und wettbewerbsneutral fördern 
und die Unabhängigkeit der Medien 
wahren. Dafür braucht es zunächst eine 
breite Diskussion ohne Scheuklappen 
über mögliche Fördermodelle und de -
ren Vor- und Nachteile. Solche Modelle 
können von einem Medienhaus mit 
zwei konkurrierenden Redaktionen, der 
Förderung von Bürgerjournalismus, 
einer Konzessionslösung, Medien-Gut-
scheinen für die Bevölkerung bis hin zu 
einer nationalen Nachrichtenagentur 
reichen. Die Vorschläge müssen dann 
evaluiert werden. Liechtenstein könnte 
eine positive «kuriose Medien-Ausnah-
me» werden, wenn es denn nur will. 

Hinweis: Zukunft.li arbeitet derzeit an ei-
ner Auslegeordnung möglicher Medien-
fördermodelle.
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Sicherheitspolitik – quo vadis? 
«Internationale Politik ist Politik unter den 
Bedingungen der Anarchie» so schreibt es Frank 
Schimmelfennig, Professor für Europapolitik an 
der ETH und mein Doktorvater, in einem Lehr-
buch zur Internationalen Politik. In einem  
anarchischen System stehen sich die Akteure 
gleichrangig gegenüber. Kein Staat ist formell 
berechtigt zu befehlen, und keiner ist verpflichtet 
zu gehorchen. Durch Macht kann Staat A aber 
Staat B gegen dessen ursprünglichen Willen zu 
einem von A gewünschten Handeln bewegen. 
Das Spektrum der Macht reicht dabei von 
Zwangsmacht mit Mitteln der Gewaltandro - 
hung und -ausübung über Verhandlungsmacht 
bis hin zur Argumentationsmacht. Durch das 
Völkerrecht und internationale Organisationen 
wird dieses anarchische System zu einem gewis-
sen Grad berechenbar. Doch solange es keine 
internationale Autorität gibt, welche Staaten zur 
Einhaltung von internationalem Recht zwingen 
könnte, agieren internationale Organisationen 
stets im Schatten der Anarchie.  

Zur Analyse der Auswirkungen der internationa-
len Anarchie auf die internationale Politik lassen 
sich im Wesentlichen drei Theoriefamilien unter-
scheiden: Realismus, Liberalismus und Konstruk-
tivismus. Im Realismus sind egoistisch-zweckra-
tionale Staaten die zentralen Akteure. Um ihre 
eigene Sicherheit garantieren zu können, streben 
sie nach Macht. Daraus resultiert eine internatio-
nale Machtkonkurrenz, welche nur abgemildert 
werden kann, indem es zu einer Machtkonzentra-
tion bei einer Grossmacht kommt oder einem 
Machtgleichgewicht von mindestens zwei Gross-
mächten. Im Unterschied zum Realismus beto-
nen Liberalismus und Konstruktivismus unter-
schiedliche Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
von Staaten. Insbesondere vertrauen sie darauf, 
dass enge Wirtschaftsbeziehungen mässigend 
wirken und dass Institutionen, Normen und 
Regeln einen moderierenden Einfluss auf das 
Verhalten von Staaten haben können.  

Das aktuelle Weltgeschehen lässt sich am ehesten 
mit dem Realismus erklären. Trump als Realisten 
zu bezeichnen, würde aber dennoch zu weit 
gehen, denn auch ein Realist anerkennt gewisse 

Normen und Institutionen, beziehungsweise 
weiss diese zur Maximierung der eigenen Macht 
und damit der Reduktion von Unsicherheit zu 
nutzen. In der Zeitung «Die Zeit» wurde Trump 
deshalb als «Neandertaler-Realist» bezeichnet. 
Dies erscheint mir sehr zutreffend, weil damit 
nicht nur die Willkür und Grobschlächtigkeit, 
sondern auch die Rückwärtsgewandtheit der 
Trump’schen Politik betont wird.  

Hinter der globalen Unsicherheit sieht das Center 
für Sicherheitsstudien der ETH vor allem drei 
Entwicklungen. An erster Stelle steht der zuneh-
mende strategische Wettbewerb zwischen den 
Grossmächten – insbesondere zwischen den USA 
und China. Ein zweiter Trend ist der schleichende 

Untergang der etablierten globalen Ordnung 
durch das Ausfransen und Zerbrechen von Insti-
tutionen und Normen. Als dritter Trend wird auf 
den Populismus verwiesen, welcher die Fragilität 
demokratischer Institutionen offenbart. Alle drei 
Entwicklungen referenzieren auf Trump, aber 
nicht nur. 

Angesichts der grossen Unsicherheit überrascht 
es nicht, dass das Thema Sicherheit im Koali -
tionsvertrag der neuen Regierung Liechtensteins 
enthalten ist. Im Fokus stehen dabei Massnah-
men der inneren Sicherheit und zur Förderung 
der Resilienz. Doch auch international wird 
Liechtenstein gefordert werden. Als wohlhaben-
der Staat ohne eigene Verteidigung wird Liech-
tenstein aufzeigen müssen, wie es zur europäi-
schen Sicherheit beitragen möchte, um nicht als 
Trittbrettfahrer zu gelten. Bereits 2020 habe ich 
deshalb den Vorschlag gemacht, dass Liechten-
stein einen Fonds zur Förderung der europäi-
schen Sicherheit einrichtet und diesen – analog 
zum NATO-Ziel – jährlich mit einem Betrag in der 
Höhe von zwei Prozent seines BIP äufnet.  

Ein solcher Schritt wird nicht ohne innenpoliti-
schen Widerstand möglich sein, umso mehr, als 
im Zuge der weltweiten Erfolge populistischer 
Parteien auch in Liechtenstein der Fokus auf das 
Nationale zunehmend fruchtbaren Boden findet. 
Andererseits ist es nur eine Frage der Zeit, bis 
entsprechende Forderungen an Liechtenstein 
gerichtet werden. Jetzt bestünde deshalb noch die 
Gelegenheit, eigenständig zu handeln und damit 
ein glaubwürdiges Bekenntnis für eine auf Werte 
und Regeln ausgerichtete internationale Koope-
ration zu setzen. Für einen Staat ohne eigene 
Machtressourcen ist dies stets zweckrational. 
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2024 stagnierte oder sank in vielen 
europäischen Ländern der Anteil 
der rein elektrisch betriebenen Pkw 
an allen Erstzulassungen (siehe 
obige Abbildung). Die Rücknahme 
von grosszügigen Steuervorteilen 
und Förderungen für E-Autos wird 
dabei häufig als Grund genannt. 
Liechtenstein bildet hier (noch?) 

eine Ausnahme, mit einem weiter 
steigenden Anteil von reinen E-Au-
tos an den Erstzulassungen (23 
Pro zent im Jahr 2024). Aber auch 
hierzulande wird diskutiert, die 
Steuerbefreiung für E-Autos von 
der Motorfahrzeugsteuer zu kap-
pen. Mögliche Auswirkungen die-
ses geplanten Wegfalls des Steuer-

vorteils auf die Neuzulassungen von 
elektrisch betriebenen Pkw in 
Liechtenstein bleiben abzuwarten. 
Insgesamt ist der Anteil von E-Autos 
am Gesamtbestand aller Pkw in 
Liechtenstein nach wie vor über-
schaubar. So sind rund 5 Prozent al-
ler hierzulande zugelassenen Pkw 
rein elektrisch betrieben.

Jörg Paetzold 
Ökonom am 
Liechtenstein-
Institut & assoz. 
Prof. an der  
Uni Salzburg 
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Geschäftsführer 
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Anteil der neu zugelassenen Elektrofahrzeuge steigt in Liechtenstein weiter


